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Batterie-Verordnung 


Jährlich gelangen in Deutschland über 490 Millionen Batterien und 
Akkumulatoren auf den Markt. Von der Industrie werden immer neue 
Anwendungsmöglichkeiten für netzunabhängig betriebene Geräte 
geschaffen, so daß in Zukunft die Menge an ausgedienten Batterien und 
Akkumulatoren steigen wird. Batterien und Akkumulatoren belasten 
die Umwelt mit hochgiftigen Stoffen wie Quecksilber, Cadmium und 
Blei bei der Herstellung, beim Gebrauch und bei der Entsorgung. Die 
Rücknahmequote an gebrauchten Batterien über den Handel ist ebenso 
umstritten wie der Anteil der tatsächlich auf hohem Niveau recycelten 
Gefahrstoffe. Die freiwilligen Vereinbarungen mit der Industrie sind 
somit als weitgehend gescheitert zu betrachten. 

Vor diesem Hintergrund ist die Verzögerung der Umsetzung der EG- 
Richtlinie über gefährliche Stoffe enthaltende Batterien und Akkumula- 
toren nicht nachvollziehbar. 


Vorbemerkung 

In Deutschland werden jährlich rd. 794 Mio. Batterien und Akku- 
mulatoren in Verkehr gebracht. Der immer noch wachsende Ver- 
brauch an Batterien und Akkumulatoren folgt dem steigenden 
Einsatz elektrischer und elektronischer Geräte in den privaten 
Haushalten und in der Wirtschaft. 


Die Antwort wurde namens der Bundesregierung mit Schreiben des Bundesministeriums für Umwelt, Naturschutz 
und Reaktor sicher heit vom 3. März 1994 übermittelt. 

Die Drucksache enthält zusätzlich - in kleinerer Schrifttype - den Fragetext. 



Drucksache 12/6987 


Deutscher Bundestag - 12. Wahlperiode 


Zink-Kohle- und Alkali-Mangan-Batterien nehmen hierbei mit 
650 Mio. Stück pro Jahr (346 Mio. Zink-Kohle-, 304 Mio. Alkali- 
Mangan-Batterien) eine Spitzenposition ein. Sie können heute 
aufgrund der technischen Entwicklung während der letzten fünf 
Jahre als schadstoffarm bezeichnet werden. 

Die Bundesregierung hat schon frühzeitig die Fragen der Entsor- 
gung und Verwertung schadstoffhaltiger Batterien und Akkumu- 
latoren aufgegriffen. Am 9. September 1988 verpflichteten sich 
Batterieindustrie und Handel gegenüber dem Bundesministerium 
für Umwelt, Naturschutz und Reaktor Sicherheit zu einer Reihe 
freiwilliger Maßnahmen, die heute den Kern der Richtlinie über 
gefährliche Stoffe enthaltende Batterien und Akkumulatoren (91/ 
157/EWG) vom 18. März 1991 bilden und nunmehr von allen EG- 
Staaten umgesetzt werden müssen. 

Die Batterierichtlinie wurde am 4. Oktober 1993 durch die Richt- 
linie 93/86/EWG der Kommission ergänzt, in der eine europaweite 
Kennzeichnung für die unter die Batterierichtlinie fallenden Bat- 
terien und Akkumulatoren vorgeschrieben wird. Wie in fast allen 
anderen EG-Staaten wurde auch in der Bundesrepublik Deutsch- 
land diese Regelung zunächst abgewartet, um das EG-Recht mit 
einem Rechtsakt umzusetzen; die hierzu erforderliche Batterie- 
verordnung wird in Kürze vorgelegt. 

Die 1988 vom Bundesminister für Umwelt, Naturschutz und Reak- 
torsicherheit, Dr. Klaus Töpfer, bewirkte freiwillige Selbstbindung 
von Industrie und Handel führte zu folgenden Ergebnissen: 

1. Der Quecksilbergehalt der Alkali-Mangan-Batterien wurde 
von früher 0,35 vom Hundert bereits bis Ende 1989 auf 0,1 vom 
Hundert gesenkt. In absoluten Zahlen bedeutet dies, daß der 
Quecksilberanteil aus den Alkali-Mangan-Batterien von 19,5 t 
auf rd. 5 t jährlich reduziert wurde. Inzwischen haben die gro- 
ßen Batteriehersteller den Quecksilbergehalt ihrer Batterien 
bereits auf 0,025 vom Hundert und teilweise sogar schon dar- 
unter gesenkt, Dadurch fiel die Reduktion noch deutlicher aus. 

2. Der Quecksilbergehalt von Zink-Kohle-Batterien wurde von 
früher 0,01 vom Hundert auf heute in der Regel Null geführt. 

3. Mit einer Kennzeichnung (Recyclingsymbol) versehen und von 
den Herstellern über den Handel zurückgenommen werden; 

— Wartungsfreie verschlossene Klein- Akkumulatoren, 

— Gasdichte Nickel-Cadmium-Akkumulatoren, 

— Starterbatterien, 

— Primärknopfzellen, 

— Alkali-Mangan-Batterien, soweit deren Quecksilbergehalt 
0,1 vom Hundert des Gesamtgewichtes erreicht bzw. über- 
schreitet. 

4. Die Induistrie baute mit erheblichem Aufwand ein Rücknahme- 
und Verwertungs System für die über den Handel zurück- 
genommenen schadstoffhaltigen Batterien auf. 

Angesichts dieser Maßnahmen ist es nicht gerechtfertigt, die 
freiwillige Selbstbindung vom 9. September 1988 „ als weitgehend 
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gescheitert'' zu bezeichnen. Festzuhalten bleibt vielmehr, daß seit 
1988 - im wesentlichen von der deutschen Batterieindustrie - 
technische Entwicklungen auf den Weg gebracht wurden, die 
heute weltweit Eingang in die Produktion von Batterien und 
Akkumulatoren gefunden haben. Diese Entwicklung setzt sich 
fort. Die Batteriehersteller haben angeboten, die bisherige Kenn- 
zeichnung der schadstoffhaltigen Batterien noch weiter zu verbes- 
sern (durch eine entsprechende Farbgebung zusätzlich zu den 
von der EG vorgeschriebenen Symbolen), schrittweise Nickel- 
Cadmium-Akkumulatoren durch Nickel-Hydrid-Akkumulatoren 
zu ersetzen und ab 1998 unter bestimmten technischen und wirt- 
schaftlichen Bedingungen auch die nicht unter die EG -Batterie- 
Richtlinie fallenden schadstoffarmen Batterien und Akkumula- 
toren zurückzunehmen, zu verwerten oder zu entsorgen. 

Die Bundesregierung begrüßt dieses Vorhaben und geht davon 
aus, daß die Batterieindustrie diese Maßnahmen ebenso umsetzen 
wird, wie sie bereits die Ziele der ersten Selbstbindung erfüllt hat. 
Die Bereitschaft hierzu macht aber die Batterieverordnung nicht 
entbehrlich, mit der die EG-Batterie-Richtlinien umgesetzt wer- 
den müssen. 

Daß dennoch nicht alle freiwillig gesetzten Ziele erreicht wurden, 
ist vor allem darauf zurückzuführen, daß trotz intensiver Aufklä- 
rungsarbeit von Industrie und Handel der „Laden vor Ort" oftmals 
nicht ausreichend über die Selbstbindung und die ihm darin zu- 
kommende Schnittstelle zwischen Hersteller und Verbraucher 
informiert war oder die freiwillig eingegangenen Pflichten nicht 
oder nur unzureichend erfüllte. Daneben war aber auch das Ver- 
braucherverhalten enttäuschend. Vielfach nahmen die Verbrau- 
cher selbst dort, wo ihnen die Rücknahme gebrauchter Batterien 
und Akkumulatoren angeboten wurde, dieses Angebot nur spär- 
lich an. 

Dies vorab bemerkt beantwortet die Bundesregierung die Kleine 
Anfrage wie folgt; 


I. Herstellung von Batterien und Akkumulatoren 

1. Wie hoch ist die Produktionszahl von Batterien und Akkumula- 
toren, auf ge schlüsselt nach Art und Anwendungsbereich? 

In welchem Umfang werden Batterien und Akkumulatoren 
importiert? 


Aus rechtlichen Gründen können vom Statistischen Bundesamt 
über die Produktionszahlen keine Angaben gemacht werden, 
wenn nur von weniger als drei Firmen Angaben vorliegen und die 
Firmen einer Veröffentlichung nicht zustimmen. Das ist hier der 
Fall. Es können daher nur die von den Batterieherstellern zur 
Verfügung gestellten Zahlen zum Batterieabsatz angegeben wer- 
den. Diese sind in Tabelle 1 zusammengefaßt. 
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Tabelle 1: Gerätebatterieabsatz in der Bundesrepublik Deutschland (ZVEI) 



1990 

1991 


1992 

1993 

...j 

1 . Primärb atterien 

Mio. 

Gew. (t) 

Mio. 

Gew. (t) 

Mio. 

Gew. (t) 

Mio. 

Gew. (t) 

400 

14 900 

592 

22 000 

632 

23 000 

650 

23 500 

1.1 Rundzellen 

- Alkalimangan 

175 

5 900 

262 

8 815 

287 

9 470 

304 

10 000 

- Zink-Kohle 

225 

9 000 

330 

13 185 

345 

13 530 

346 

13 500 

1.2 Knopf zellen 

48,0 

94,0 

54,0 

113,5 

57,1 

115,4 

58,0 

115,6 

- Zink-Queckbileroxid 

9,5 

28,9 

14,4 

43,8 

12,0 

36,5 

11,0 

33,4 

- Silberoxid und Alkalimangan*) 

27,0 

48,8 

23,0 

41,1 

24,5 

■ 43,8 

24,5 

43,8 

- Alkalimangan 

• k. A. 

k. A. 

11,8 

6,6 

11,6 

6,5 

11,8 

6,6 

- Luft-Zink 

6,0 

8,1 

5,0 

6,8 

7,0 

9,5 

8,0 

10,8 

- Lithium 

5,0 

10,0 

5,0 

10,0 

7,0 

14,0 

8,0 

16,0 

2. Ni/Cd Akkus (gasdicht) 

43,0 

1 608 

80,0 

3 020 

85,0 

3 200 

86,5 

3 255 

3 . Klein-Bleiakkus ****) 

97 

100 

100 

100 

Gesamt Mio. Stück und t 

491 

16 700 

726 

25 234 

774,1 

26 415,4 

794,5 

26 870,6 


(Differenzen in den Teilsummen durch Rundungsfehler) 
*) Ab 1991 ohne Alkalimangan. 

* *) Ab 1991 alle Bundesländer. 

•**) Prognose. 

* • * * ) Privater Verbrauch. 


Gerätebatterien, Starterbatterien und stationäre Akkumulatoren 
sind aufgrund ihrer Unterschiede in bezug auf Leistung, Preis und 
Anwendung jeweils gesondert zu betrachten. 


Tabelle 2: Import und Export von Batterien von Akkumulatoren 
in Deutschland (Stat. BA) 



Import 

1991 1992 

Export 

1991 1992 

Primärbatterien 

17 300 t 

24 130 t 

18 490 t 

19 895 t 

Starterbatterien (Blei) 

53 400 t 


64 400 t 


Traktions- u. stationäre 
Blei- Akkumulatoren 

10 500 t 


6 300 t 


Kleinbleiakkus 

1 400 t 


100 t 


NiCd- Akkumulatoren 
(gasdicht) 

3 291 t 

4 055 t 

1 514 t 

1 573 t 

NiCd-Akkumulatoren 

(offen) 

1 724 t 

1 038 t 

1 076 t 

1 057 t 


2. Welche Mengen an Quecksilber, Cadmium, Blei, Zink, Mangan 
und Nickel werden zur Herstellung benötigt? 

Wie hoch ist der Anteil an recycelten Stoffen, und in welchem 
Umfang können diese maximal eingesetzt werden? 

3. Welche Abfallmengen entstehen bei der Herstellung von Batte- 
rien und Akkumulatoren? 

Welche Schadstof ffrachten sind darin enthalten? 
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Es ist davon auszugehen, daß die zur Produktion benötigten Men- 
gen an Schwermetallen höher sind, als die Mengen, die sich in 
den fertigen Produkten befinden (Tabelle 3). 

Über spezifische Abfallmengen liegen der Bundesregierung keine 
konkreten Zahlen vor. Bekannt ist lediglich, daß bei der Herstel- 
lung von Primärbatterien ca. 2 vom Hundert Produktionsabfälle 
entstehen. Diese Zahl sagt aber nichts über die Zusammensetzung 
des Abfalls aus. 


Tabelle 3: Metallgehalte von Batterien und Akkumulatoren (1991) 



Hg 

Mn02 

Zn 

Cd 

Ni 

Pb 

Primärbatterien 

13 t 

ca. 6 100 t 

ca. 4 400 t 


> 1 t 


Blei-A. (Starter) 






120 300 t 

Blei-A. (außer StarterB.) 






38 600 t 

NiCd-A. (Geräte) 




370 t 

372 t 


NiCd-A. (stationär) 




> 60 t 

>60t 



Soweit eine Verwertung stattfindet, fließt das gewonnene Metall 
in der Regel in den allgemeinen Metallmarkt ein, wie z. B. Queck- 
silber aus der Verwertung quecksilberhaltiger Knopfzellen. Mit 
der Verwertung von Altblei befaßt sich ein ganzer Industriezweig 
(Sekundärbleihütten) . Alt- Akkumulatoren, besonders Starter- 
batterien, machen die überwiegende Menge des verarbeiteten 
Sekundärmaterials aus. 

Spezifische Abfallmengen, die bei der Herstellung von Batterien 
anfallen, sind nicht bekannt. 


4. Wie hoch ist die zu erwartende Batterie- und Akkumulatoren- 
Abfallmenge in Abhängigkeit von der Art, dem Anwendungs- 
bereich und der Lebensdauer? 

Generell gilt, daß galvanische Stromquellen mehr und länger 
Leistung abgeben können, je mehr sich die Betriebsbedingungen 
dem Optimum (d.h. Laborbedingungen) nähern. In der Praxis 
sind die Betriebsbedingungen keineswegs optimal; die resul- 
tierende (kürzere) Lebensdauer hängt von vielen Faktoren ab: 

— Höhe und Dauer der Stromentnahme, 

— Selbstentladungsrate, 

— Temperatur, 

— Art der Ladung (bei Akkumulatoren), 

— sachgerechte Behandlung, 

— Qualität der Batterie oder des Akkumulators. 


Die in der Praxis erreichte durchschnittliche Lebensdauer hat 
großen Einfluß auf die Angabe der Rücklauf quote (siehe II 5). 
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Nach einer vom Bundesministerium für Umwelt, Naturschutz und 
Reaktorsicherheit in Auftrag gegebenen Studie liegt die durch- 
schnittliche Lebensdauer für 

Primärbatterien bei ein bis zwei Jahren, für 

NiCd- Akkumulatoren für Geräte bei fünf Jahren und für 

Starterbatterien bei fünf bis sechs Jahren. 

Über die jährlich aus den einzelnen Anwendungsbereichen anfal- 
lenden Abfallmengen liegen keine statistischen Erhebungen vor; 
einen gewissen Rückschluß erlaubt allenfalls die o. g. durch- 
schnittliche Lebensdauer und die Gewichtsangabe in Tabelle 1. 


5. Ist die chemische Zusammensetzung von importierten Batterien 
und Akkumulatoren bekannt? 


Importierte Batterien und Akkumulatoren weisen keine wesent- 
lich anderen Quecksilbergehalte als die in Deutschland gefertig- 
ten Produkte auf. 

Deutsche Batteriehersteller haben vielfach Fertigungsanlagen im 
Ausland und fertigen dort nach deutschen Vorgaben. Eine weitere 
vom Bundesministerium für Umwelt, Naturschutz und Reaktor- 
sicherheit in Auftrag gegebene Studie kam u. a. zu dem Ergebnis, 
daß auch die in Deutschland angebotenen Batterien ausländischer 
Hersteller die Quecksilberwerte der freiwilligen Selbstbindung 
von 1988 und der EG-Batterie-Richtlinie einhalten. Dies schließt 
allerdings nicht aus, daß dennoch vereinzelt schadstoffhaltige 
Batterien (i. d. R. als „No-name-Produkte“) auf dem deutschen 
Markt auftauchen. Diese unterliegen aber auch den Regelungen 
der künftigen B atterieverordnung. 


6. Welche Mengen an Abfall fallen bei der Herstellung von Batte- 
riechemikalien an? 

Wie sieht die Schadstoff Belastung bei der Herstellung von 
Batteriechemikalien aus? 

7, Werden Batteriechemikalien vorwiegend importiert oder im 
Inland hergestellt? 

Unter welchen Sozial- und Umweltbedingungen werden 
Importbatteriechemikalien hergestellt? 


Die Beantwortung der Fragen 6 und 7 setzt umfangreiche Recher- 
chen voraus. Es ist nicht möglich, diese innerhalb der von der 
Gemeinsamen Geschäftsordnung der Bundesministerien (GGO II) 
festgelegten Frist für die Beantwortung Kleiner Anfragen durch- 
zuführen. Erkenntnisse bzw. Ökobilanzen zu den in Frage 7 
angesprochenen Sozial- und Umweltbedingungen liegen nicht 
vor. 
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11. Batterie- und Akkumulatorenrecycling 

1 . Wie weit ist der Stand bei der Entwicklung von Verwertungsver- 
fahren für Batterien und Akkumulatoren? 

Welche Stoffe werden zurückgewonnen? 

In welchen Mengen fallen Abfälle beim Recycling an? 

Wie hoch ist der Schadstoffanteil in Abfällen aus Recycling- 
anlagen? 


Die Verwertungsverfahren sind hinsichtlich der Ausgangsmate- 
rialien und der rückzugewinnenden Stoffe unterschiedlich zu 
betrachten: 

Für quecksilberhaltige Knopfzellen (und alle Produkte, die 
metallisches Quecksilber enthalten) existieren in der Bundesrepu- 
blik Deutschland eine Anlage in Lübeck und eine Anlage in Dort- 
mund. Eine weitere Anlage ist in der Planung. 

Zurückgewonnen werden Quecksilber und Eisenmetalle nach 
dem sog. MRT- Verfahren. 

Die Rückgewinnung von Blei aus Starterbatterien ist gängige 
Praxis und erfolgt in Sekundärbleihütten, von denen derzeit drei 
Anlagen in Deutschland nach dem Schachtofen- bzw. QSL-Ver- 
fahren arbeiten. 

NiCd-Akkumulatoren werden nicht in Deutschland, sondern nur 
in Frankreich in einem thermischen Verfahren aufgearbeitet, bei 
dem Cadmiumoxid und Ferronickel gewonnen wird. Es ist Ziel 
der Europäischen Union, die zwei in Frankreich befindlichen An- 
lagen mit den Alt-Akkumulatoren aus der gesamten Union auszu- 
lasten. Ein ähnliches, ebenfalls thermisches Verfahren, arbeitet in 
Schweden. 

Batteriegemische (Primär- und Sekundärzellen) können derzeit in 
Deutschland ebenfalls nicht verarbeitet werden. In der Schweiz 
existieren zwei Anlagen, die jedoch nur schweizerische Altbatte- 
rien annehmen und nach dem sog. RECYTEC-Verfahren aufar- 
beiten. Die technische Verfügbarkeit der Anlage ist allerdings 
nach den hier vorliegenden Erkenntnissen noch nicht ausrei- 
chend. Dennoch ist vorgesehen, in Deutschland eine entspre- 
chende Anlage für Batteriegemische zu errichten. Konkrete Aus- 
sagen liegen hierzu aber noch nicht vor. 


2. Gibt es Umweltverträglichkeitsstudien über vorhandene Ver- 
wertungsverfahren? 


Bei den Verwertungsanlagen für quecksilberhaltige Knopfzellen 
handelt es sich um relativ kleine Anlagen, in der die Knopf zellen 
im Chargenbetrieb thermisch behandelt (destilliert) werden. Um- 
weltverträglichkeitsstudien wurden nach den dem Bundesmini- 
sterium für Umwelt, Naturschutz und Reaktorsicherheit vorliegen- 
den Informationen nicht durchgeführt. 

Die Sekundärbleihütten sind genehmigungspflichtige Anlagen 
nach dem Bundes-Immissionsschutzgesetz. Das Genehmigungs- 
verfahren erstreckt sich auch auf Fragen der Umweltauswir- 
kungen. 
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Über die anderen nicht in der Bundesrepublik Deutschland 
befindlichen Anlagen liegen keine Informationen vor. 


3. Wie bewertet die Bundesregierung den Einfluß von Währungs- 
relationen auf den NE-Metallrecyclingmarkt, insbesondere bei 
der Rückgewinnung von Blei, Nickel und Zink? 

Welche Konsequenzen ergeben sich aus der Bewertung? 

4. Wie stellt sich die Stoff- und Energiebilanz im Vergleich zwi- 
schen Primärproduktion und Recycling insbesondere von 
NE-Metallen dar? 


Derartige Vergleichsberechnungen wurden bisher nicht ange- 
stellt. Grundsätzlich ist hier anzumerken, daß Verwertungsverfah- 
ren nicht allein betriebswirtschaftlich beurteilt werden können. 
Ziel der Verwertung von Batterien und Akkumulatoren ist es, den 
Eintrag von Schwermetallen in die Umwelt zu unterbrechen und 
Stoffkreisläufe unter Einbeziehung der Batteriehersteller zu 
schließen. Wie auch in anderen abfallwirtschaftlichen Bereichen 
führen die bei der Verwertung zurückgewonnenen Metalle regel- 
mäßig nicht zu Gewinnen; sie stellt sich vielmehr als eine finan- 
ziell aufwendige Dienstleistung dar. Preisschwankungen auf den 
Metallmärkten sind keine Besonderheit. Sie treffen auch die aus 
der Aufarbeitung von Batterien und Akkumulatoren gewonnenen 
NE-Metalle. 


5. Wie hoch sind heute die Rücklauf zahlen bezogen auf welche 
Basisdaten von Batterien und Akkumulatoren? 

Wie hoch ist die Fehlerquote bei den Rücknahmestellen des 
Einzelhandels? 

Wie hoch ist die Verwertungsquote aufgeschlüsselt nach Ver- 
wertungsverfahren, und wie wird der Rest entsorgt? 


Die vom Bundesministerium für Umwelt, Naturschutz und Reak- 
torsicherheit in Auftrag gegebene Studie „Abfallverhalten neu- 
artiger Batterien" nennt folgende Rücklaufquoten (1991): 
Quecksilberoxid-Batterien 40,7 v. H. 

Zink-Luft-Batterien 26,7 v. H. 

Silberoxid-Batterien 13,3 v. H. 

Alkali-Mangan 19,6 v. H. 

(Knopfzellen) 


Die Rücklaufquoten der Primärbatterien gelten für eine 
Gebrauchsdauer (Zeit zwischen Verkauf und Rücklauf) von ein 
bis zwei Jahren, 


Nickel-Cadmium-Akkumulatoren 22 v. H. 

Die für Nickel-Cadmium-Akkumulatoren unterstellte Gebrauchs- 
dauer von fünf Jahren ist recht konservativ angenommen und 
stellt eher die Obergrenze dar. 

Die Rücklaufquoten beziehen sich auf die Verkaufszahlen zu 
Beginn der Verbrauchsdauer. Da der Verbrauch gerade von 
NiCd-Akkumulatoren stark gestiegen ist, ergibt eine hoch ange- 
setzte Gebrauchsdauer eine hohe Rücklaufquote. 


8 



Deutscher Bundestag - 12. Wahlperiode 


Der „Verschmutzungsgrad der vom Einzelhandel zur Verwer- 
tung abgegebenen Batterien beträgt etwa 55 bis 90 vom Hundert. 

Bei der Verwertung von quecksilberhaltigen Knopfzellen mit dem 
Ziel der Quecksilbergewinnung (MRT- Verfahren) werden bis 
1 vom Hundert Cd-haltige Zellen toleriert. Bei der thermischen 
Verwertung von NiCd- Akkumulatoren darf der Anteil quecksil- 
berhaltiger Batterien nur ganz gering sein (< 1 vom Hundert). Die 
Verfahrensbetreiber müssen daher nachsortieren und das Sortier- 
gut als Sondermüll entsorgen. 

Bei den in der Schweiz praktizierten Verfahren (BATREC- und 
insbesondere beim RECYTEC-Verfahren) können Batteriege- 
mische verarbeitet werden. Der nicht mehr verwertungsfähige 
Rest beträgt dabei weniger als 5 vom Hundert der eingesetzten 
Menge. 


IIL Batterie- und Akkumulatorenentsorgung 

1. Welche Erkenntnisse liegen über das Deponieverhalten von 
eingebrachten Batterien und Akkumulatoren hinsichtlich der 
Quecksilber-, Cadmium-, Zink- und Nickelfrachten und deren 
Verbindungen vor, welche Auswirkungen auf Umwelt und 
Gesundheit sind zu erwarten, und welche Konsequenzen sind 
aus den Erkenntnissen zu ziehen? 


Durch unzureichend abgedichtete Deponien ist es in der Vergan- 
genheit häufig zu Grundwasserverunreinigungen gekommen. 
Dabei wurden auch bei Zink, Cadmium, Quecksilber und Nickel 
Konzentrationen gemessen, die ganz erheblich über den für 
Trinkwasser festgelegten Grenz -/Richtwerten nationaler oder 
supranationaler Vorgaben liegen. Diese Untersuchungen lassen 
allerdings keine Rückschlüsse zu, in welchem Umfang Batterien 
und Akkumulatoren zu den Grundwasserverunreinigungen mit 
Schwermetallen beigetragen haben. 

Da auch immer weiter perfektionierte Deponieabdichtungs- 
systeme keine absolute Sicherheit auf lange Sicht gegen Austräge 
schädlicher Stoffe gewährleisten, sollte nach Auffassung der Bun- 
desregierung auf oberirdischen Deponien nur noch weitgehend 
inertisiertes und damit reaktionsträges, auslaugarmes Material 
abgelagert werden. Entsprechende Anforderungen werden in der 
TA Abfall, Teil I (TA Sonderabfall) und in der TA Siedlungsabfall 
festgelegt. Bestimmte Abfälle sollen darüber hinaus gemäß TA 
Abfall der untertägigen Ablagerung zugeführt werden. 
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Die konkreten Entsorgungspfade für gesammelte Batterien und 
Akkumulatoren sind in der TA Abfall, Teil I Anhang C wie folgt 
festgelegt: 

Entsorgungspfad^) 
Abfallschlüssel SAD UTD 


NiCd- Akkumulatoren 

353 

23 

2 

1 

Batterien, quecksilberhaltig 

353 

24 

2 

1 

T rockenb atterien 

353 

25 

1 

2 


Präferenzklasse 1 bezeichnet die Entsorgung im Regelfall. 

Präferenzklasse 2 bedeutet, daß auch diese Entsorgungsmöglichkeit wegen 

— der konkreten Zusammensetzung der Abfälle oder 

— besonderer Maßnahmen (z. B. besondere Vorbehandlung des Abfalls oder 
zusätzliche Vorkehrungen in der Entsorgungsanlage) oder 

— Standort und anlagenspezifischer Gegebenheiten 
in Frage kommen kann. 


Die Einbringung einzelner Altbatterien in den Hausmüll durch 
den Verbraucher kann heute und auch in Zukunft nicht ganz 
ausgeschlossen werden. Bei konsequenter Umsetzung der TA 
Siedlungsabfall im Rahmen der vom Bundesrat vorgegebenen 
Zeitachse ist aber gewährleistet, daß zunehmend nur noch wei- 
testgehend reaktionsträge Restabfälle zur Ablagerung gelangen. 
Dieses Ziel wird durch die vom Bundesministerium für Umwelt, 
Naturschutz und Reaktorsicherheit 1988 initiierten freiwilligen 
Maßnahmen von Industrie und Handel zur Erfassung und Ver- 
wertung schwermetallhaltiger Batterien und Akkumulatoren und 
durch die künftige Batterie Verordnung nachhaltig unterstützt. 


2. In welcher Form und in welchem Medium hegen die Schadstoffe 
Quecksilber, Cadmium, Zink, Nickel und Mangan bei der Haus- 
müilverbrennung vor? 

Kann die Müllverbrennungsschlacke als endlagerfähig bezeich- 
net werden, oder sind weitere Behandlungen notwendig, um die 
Auslaugung von Schwermetallverbindungen zu verhindern? 


In den Rückständen der Hausmüllverbrennungsanlagen liegen 
Hg, Cd, Zn, Ni und Mn als Oxid oder Salze (chloridisch oder 
sulfidisch) vor. Die einzelnen Metalle sind wie folgt verteilt: 


Zn 

ca. 

61 

V. H. 

in der Schlacke, 


ca. 

37 

V. H. 

in Filter staub. 


ca. 

2 

V. H. 

in den Reaktionsprodukten der sauren 
Schadgasabscheidung; 

Hg 

ca. 

87 

V. H. 

im Filtrationsrückstand der sauren Wäsche 
oder im Aktivkohlefilter, 


ca. 

12 

V. H. 

im Filterstaub, 


ca. 

1 

V. H. 

in der Schlacke; 

Cd 

ca. 

75 

V. H. 

im Filterstaub, 


ca. 

23 

V. H. 

in der Schlacke, 


ca. 

2 

V. H. 

in den Reaktionsprodukten oder Schad- 


gasabscheidung; 
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ca. 

3 

V. H. 

in der Schlacke, 

ca. 

7 

V. H. 

im Filterstaub, 

ca. 

0,1 

V. H. 

im Wäscherschlamm der Abgasreinigung; 


Mn keine Angaben vorhanden. Vermutlich (wie Nickel) zum 
größten Teil in der Schlacke. 


Nicht verwertbare Schlacken können auf Deponien der Klasse I 
und II der TA Siedlungsabfall und damit zeitlich unbegrenzt ober- 
irdisch abgelagert werden; sofern die für die beiden Deponieklas- 
sen festgelegten Zuordnungskriterien (u. a. Eluatkriterien) nicht 
eingehalten werden, ist eine Vorbehandlung erforderlich. Es ist 
davon auszugehen, daß Schlacken aus modernen Hausmüllver- 
brennungsanlagen die besonders strengen Zuordnungswerte für 
die Deponieklasse I einhalten. 


/V. Stand der Batterieverordnung 

1. Wie ist der Stand der Beratungen über die Batterieverordnung, 
und wann ist mit einer Inkraftsetzung zu rechnen? 


Die Bundesregierung wird die Batterie Verordnung in Kürze vor- 
legen. Es ist vorgesehen, die Verordnung noch 1994 in Kraft zu 
setzen. 


2. Beabsichtigt die Bundesregierung eine Pfandpflicht einzufüh- 
ren, um zu gewährleisten, daß Batterien und Akkumulatoren 
nicht mehr in den Hausmüll gelangen? 

Wenn nein, wie gedenkt die Bundesregierung Batterien und 
Akkumulatoren vom Hausmüll fernzuhalten? 

Nein. 

Die Bundesregierung hat sich dafür eingesetzt, daß nach der EG- 
Batterie- Richtlinie auch Pfandregelungen vorgeschrieben werden 
können. Der Entwurf der Batterie Verordnung sieht dieses Instru- 
ment zunächst aber nicht vor, da bisher keine Anzeichen dafür 
sprechen, daß die an die Bundesrepublik Deutschland angrenzen- 
den EG-Staaten ebenfalls Pfandregelungen vorschreiben werden. 
Ein deutscher Alleingang in dieser Frage würde zu erheblichen 
Belastungen für Industrie, Handel und insbesondere für den Ver- 
braucher führen. Ein wirksames Pfand müßte nämlich hoch be- 
messen werden, um seinen Zweck — die Rückgabe - zu gewähr- 
leisten; die Höhe des Pfandes müßte in der Nähe des Ver- 
kaufspreises der jeweiligen Knopfzellen und Nickel- Cadmium- 
Akkumulatoren liegen. Damit würden erhebliche Gelder mittel- 
und langfristig gebunden werden. Bevor daher schon jetzt Pfand- 
regelungen in Kraft gesetzt werden, sollte zunächst festgestellt 
werden, ob nicht über die künftige gesetzliche Rücknahmepflicht 
- begleitet von einer gezielten Information des Verbrauchers 
durch Industrie, Handel, Bund, Länder und entsorgungspflichtige 
Körperschaften - ein befriedigender Rückfluß gebrauchter Batte- 
rien und Akkumulatoren erreichbar ist. 
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3. Welche Form der Kennzeichnung zur Erleichterung der sorten- 
reinen Erfassung und übersichtlichen Verbraucherinformation 
ist vorgesehen? 


Die Art der Kennzeichnung ist durch die Richtlinie 93/86/EWG 
der Kommission vom 4. Oktober 1993 vorgegeben. Das Symbol 
einer mit einem Balkenkreuz versehenen Mülltonne soll den Ver- 
braucher darauf hinweisen, daß die so gekennzeichenten Batte- 
rien und Akkumulatoren nicht in den Hausmüll geworfen werden 
dürfen. Außerdem ist auf Batterien und Akkumulatoren das 
chemische Symbol des jeweiligen Schwermetalls anzubringen. 
Daneben läßt der Entwurf der Batterieverordnung als zusätzliche 
Kennzeichnung auch das bisherige Recyclingsymbol (lSO-7000 
Reg."Nr. 1135, drei Pfeile) zu. 


4. Wie soll der Verbraucher über die Umwelt- und Gesundheits- 
gefahren durch Batterien und Akkumulatoren unterrichtet 
werden? 


Auf diese Frage wird in der Antwort zu Frage V 1. ausführlich 
eingegangen. 


5. Wie soll eine wirksame Kontrolle der Rückgabe und umweltver- 
träglichen Verwertung und Entsorgung stattfinden? 

Wird beispielsweise dem Umweltbundesamt das Recht einge- 
räumt, zur Erfolgskontrolle bilanzierende Fragen an die Herstel- 
ler zu stellen? 


Die Kontrolle der Rückgabe und umweltverträglichen Verwer- 
tung und Entsorgung obliegt im Rahmen der Kompetenzvertei- 
lung zwischen Bund und Ländern allein den Bundesländern. 

Die Ermächtigungsgrundlage (§ 14 Abfallgesetz) sieht eine Beauf- 
tragung des Umweltbundesamtes als Kontrollinstanz nicht vor. 
Das Umweltbundesamt wird aber im Rahmen seiner aus dem Er- 
richtungsgesetz vom 22. Juni 1974 abzuleitenden Aufgaben die 
Umsetzung der Ziele und den Vollzug der Batterieverordnung be- 
obachten und dem Bundesminister für Umwelt, Naturschutz und 
Reaktorsicherheit gegebenenfalls berichten. 


6. Wie gedenkt die Bundesregierung importierte Batterien und 
Akkumulatoren in der Batterieverordnung zu behandeln? 


Importierte Batterien und Akkumulatoren unterliegen den glei- 
chen Vorschriften wie die in der Bundesrepublik Deutschland her- 
gestellten. 

Im Entwurf der Batterieverordnung wird festgelegt, daß bei Im- 
porten der Handel in die Verpflichtungen der Hersteller eintritt. 
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V. Umsetzung der EG-Richtlinie über gefährliche Stoffe enthaltende 
Batterien und Akkumulatoren 

1. Welche Programme hat die Bundesregierung gestartet, um den 
Zielen der EG-Richtlinie über gefährliche Stoffe enthaltene 
Batterien und Akkumulatoren Rechnung zu tragen? 


Spezielle Programme, um die Ziele der EG -Batterie-Richtlinie zu 
verwirklichen, sind nicht erforderlich. Die im Entwurf der Batte- 
rieverordnung vorgesehenen Regelungen zur Herstellung, Kenn- 
zeichnung, zum Verkauf und zur Rücknahme schadstoffhaltiger 
Batterien tragen den Zielen der EG-Richtlinie voll Rechnung. 
Darüber hinaus werden das Bundesministerium für Umwelt, 
Naturschutz und Reaktorsicherheit und das Umweltbundesamt in 
ihren Publikationen auf die möglichst weitgehende Verwendung 
schadstoffarmer Batterien und auf die Regelungen zur Rückgabe/ 
Rücknahme schadstoffhaltiger Batterien hinweisen. 


2. Haben sich im Vorgriff auf die EG-Richtlinie 91/157/EWG Ver- 
änderungen hinsichtlich der Schadstoffgehalte von Batterien 
und Akkumulatoren ergeben? 


Die von der Batterieindustrie durchgeführte Reduktion der 
Schwermetallgehalte ist nicht im Vorgriff auf die EG-Regelungen 
erfolgt, sondern sie ist das Ergebnis der 1988 freiwillig gegenüber 
dem Bundesministerium für Umwelt, Naturschutz und Reaktor- 
sicherheit eingegangenen Verpflichtungen. Die EG-Batterie- 
Richtlinie hat den Kern dieser Maßnahmen übernommen. 

ln der Vorbemerkung sind die Veränderungen bei den Schad- 
stoffgehalten ausführlich dargestellt. 


3. Wie wird die Bundesregierung das Angebot an Batterien för- 
dern, die umweltfreundlichere oder geringere Mengen an 
gefährlichen Stoffen enthalten? 


Die Bundesregierung wird durch die in der Antwort zu Frage V 1. 
genannten Informationsmaßnahmen die Verbreitung umwelt- 
freundlicherer Batterien unterstützen. Darüber hinaus enthält der 
§ 1 des Entwurfs der Batterieverordnung das ausdrückliche Ziel 
der Entwicklung umweltfreundlicherer Batterien. 

Eine Förderung zur Entwicklung umweltverträglicherer Batterien 
erfolgt z.B. durch die Vergabe des Umweltzeichens (bisher für 
Zink- Luft- und Lithium-Mangandioxid-Batterien). 


4. Wird die Entwicklung von umweltverträglicheren Batteriesyste- 
men gezielt gefördert? 


Grundsätzlich ist festzuhalten, daß für einige Batterien allein 
aufgrund der elektrochemischen Wirkungsweise eine Reduktion 
der Schadstoffe (hier der Schwermetalle) nicht ohne weiteres 
möglich ist. So ist ein bleifreier Bleiakkumulator (Starterbatterie) 
oder ein cadmiumfreier Nickel- Cadmium- Akkumulator nicht 
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denkbar. Außerdem sind für einige Spezialanwendungen wie z. B. 
zur Erzeugung von Referenzspannungen bei Belichtungsmessern 
und in Fotoapparaten Quecksilberknopfzellen erforderlich. Es 
besteht zwar die Möglichkeit, auf andere elektrochemische 
Systeme auszuweichen, Beispiele sind hier die Nickel-Hydrid- 
Batterien (als Ersatz für Nickel-Cadmium-Akkumulatoren) oder 
die Zink-Luft-Knopfzellen (als Ersatz für Quecksilberoxid-Knopf- 
zellen), deren Umweltverhalten aber auch nicht als völlig pro- 
blemlos angesehen werden kann. 

Die Bundesregierung wird sich dafür einsetzen, daß die EG- 
Batterie-Richtlinie gegebenenfalls auf weitere Batteriesysteme 
ausgedehnt wird. Die Entwicklung schadstoffarmer Batterien und 
Akkumulatoren ist in erster Linie eine Aufgabe der betroffenen 
Industrie. Daß diese Aufgabe von der Industrie ernst genommen 
wird, ist anhand der o. g. freiwilligen Selbstbindung zu erkennen. 


5. Haben Veränderungen im Produktbereich stattgefunden hin- 
sichtlich der in Geräten festeingebauten Batterie, beispielsweise 
auf dem Spielzeugsektor? 

Ist die Interpretation der EG-Vorschrift, nach der eingebaute 
Batterien dann nicht mühelos entfernbar sein müssen, wenn für 
den Benutzer eine Gefahr beim Ausbau entsteht, dem Hersteller 
überlassen? 


Konstruktive Veränderungen der Befestigungen von Spielzeug- 
batterien sind bisher nicht bekannt. 

Eine Interpretation der EG-Vorschrift, wie sie in der Frage ange- 
deutet wird, ist nach Meinung der Bundesregierung nicht mög- 
lich. Die EG-Batterie-Richtlinie legt zunächst grundsätzlich fest, 
daß „Batterien und Akkumulatoren nur unter der Voraussetzung 
in Geräte eingebaut werden dürfen, daß sie nach dem Ende ihrer 
Lebensdauer vom Verbraucher mühelos entfernt werden kön- 
nen". Ausnahmen von dieser Regelung sind nur dort gestattet, wo 
der Ausbau durch nicht qualifiziertes Personal entweder zu Funk- 
tionsstörungen der Geräte oder zu Gefährdungen für den Benut- 
zer führen kann. Die Gerätegruppen, für die eine solche Aus- 
nahmeregelung möglich ist, sind im Anhang II der EG-Batterie- 
Richtlinie angeführt. 

Die Batterieverordnung wird die EG -Regelung in gleicher Form 
Umsetzen. 
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